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 Basel, 23. Januar 2013 

Regierungsratsbeschluss 
vom 22. Januar 2013 
 

Deplafonierung des Solidaritätsprozents in der Arbeitslosenversicherung 
Stellungnahme des Kantons Basel-Stadt  

 

Sehr geehrte Frau Makausz 

sehr geehrte Damen und Herren  

 

Das Eidgenössische Volkswirtschaftsdepartement hat mit Schreiben vom 14. Novem-

ber 2012 auch die Kantonsregierungen zur Stellungnahme zur vorgeschlagenen Deplafonie-

rung des Solidaritätsprozents in der Arbeitslosenversicherung eingeladen.  

 

Diese Deplafonierung begrüsst der Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt ausdrücklich. 

Auf diesem Weg kann mit einer relativ geringen zusätzlichen Belastung sehr hoher Ein-

kommen die Entschuldung der Arbeitslosenversicherung deutlich rascher umgesetzt werden. 

 

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 

 

     
Dr. Guy Morin Barbara Schüpbach-Guggenbühl 

Präsident Staatsschreiberin 
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